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hat die 6. Zivilkammer des Landgericftts Frankfurt am Main

durch den Vorsitzenden Richter am Landged$t Kästner

die Rictrterin am Landgericttt Dr. La Corte

den Richter am Landgerictt Dt. Hasse

im schrifrlichen Verbhren nach dem Sach- und Streitstand vom 23.10.2013

fiir Recht o.kannt:

1.) Der Beklagrte wird verurteilt, an die Klägerin € 2.500 nebst Znsen in Höhe

von 5 ProzenSunkten liber dern Basiszinssatz seit dem 29J2.2012 an tah-

len.

2.) Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägedn weitere 1.379,80 € nebst znsen

in Höhe von 5 Prozentpunkbn über dem ianeiligen BasMnssaE selt

29.12.2O'l2zu zahhn'

3.) Die Kosten des Rechtsstreits Eägt der Beklagte.

4.) Das Urteil ist gegen sidrerheitsleistrng in Höhe von 110 06 des ieweils zu

vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

5.) Der Streitwert wird auf 12.500 € festgeseEt.
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Tatbestand

Die Parteien strdten um urhebenechtliche Untedassungs-, SchadensersaE- sowie Kos-
tenerstattungsansprüche wegen ötrentlicher Zugänglichmachung eines Tonträgers.

Der Klägerin stehen die ausschließlichen Venrertungsrechte des Herstellers von Ton-
trägem im Sinne der SS 85, 16, 17, 19a UöG an dem Musikalbum

in Form von Audiodateien

If, darunter an der Tonaufnahm" Itr des KunstlersJ
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zu.

Arn I rr f Uhr wurde über einen Intemetanschluss, dem zu diesem

Zeitpunkt die lP-Adrese:

Softrare das Musikalbum

zugewiesen war, mittels einer Filesharing-

anderen Teilnehmem eines Filesharing-Systems zum Herunterladen angeboten, darun-

ter auc*r die Tonaufnahm"fDbs wurde durch die proMedia GmbH ermit-

telt, die im Aufirag der Klägerin unaulorisierte Argebote von ihren leistungsschutzrecht-

lich gesch{itzten Inhalten im Intemet, insbesondere in Filesharing-Systenen, ausfindig

macht.

Aufgrund dieser Ermitdungsergebnisse durch die proMedia GmbH erlangte die Klägerin

bei dem Landgericht Köln eine einst'rveilige Anordnung zur Datensic*rrung mit Datum

vom 15.9.2009 (K 17). Die Klägedn erlangte femer vor dem Landgericftt Köln mit Be-

schluss vom 2.10.2009 eine @stattung gegenüber der Deutschen Telekom AG, von

dieser unter der Verwendung von Verkehrsdaten im Sinne des $ 3 Nr.30 TKG nach

S 101 Abs. 9 UrhG Auskunft über die Namen und die Anschrift von NuEem zu erteilen,

denen die beigefügten lP-Adressen zu den jeweils gellend gemachten Zeitpunkten zu-

gewiesen waren (Bl. 7, K 5). Hierunter befand sich auch die streitgegenständliche lP-

Adresse zum Zeitpunkt des

Daraufhin edeilte der Intemetserviceprovider die Auskunff, dass die lP-Adresse

- im Zefuunkt der streitgegenständlichen RechtsverleEung der NuEer-

kennung eines weiteren Intemet-Provkjers zugeordnet

war (Bl. 10, K 9). Dieser aiveite Intemet-Provider gab wiederum nach $ 101 Abs. 2 S. 1

Nr. 3 UrhG am 5.1.2010 die Auskunft, dass der Beklagte der Inhaber dieser Nutzerken-

nung sei (Bl. 10,48, Kg).



'n 28.5.2010 mahnten die prozessbevollmächtig(en den Beklagten namens und mit
anwaltlich versicherter Vollmacht der Klägerin wegen der streilgegenstitndliclen
RechtsvedeEung ab und forderten den Bektagrten zur Abgabe einer srrabewehrten un-
terlassungsverpflichrungserkrärung auf. Angeboten wurde greichzeitig ein Vergreichs-
vorschrag (Anrage K 11). Am 1.6.2010 antwortete der prozessbevoilmächt(1te des Be-
klagten namens und in Vollmacht des Beklagten. Er e*lärte, er weise die Abmahnung
mit Veruveis auf s 174 BGB wegen fuhrender oreinarvoilmacht zurt ck und wie femer
darauf hin, dass der Beklagte keine geschääen werke in sogenannten Tauschbtirsen
unerlaubt veMertet habe. Das unterlassungsbegehren gehe dementsprechend ins Lee-
re (Bf. 11 f.,K12).

Am 3.9.2012 wandlen sich die prozegsbevollmächtigten der Klägerin erneut namens
cler Klägerin an die Prozessbevollmäcttigten de Beklagten in der streitgegenständli-
chen sache. Hierin wurde erneut zur Abgabe einer unterlassungsverpflichtungseßlä-
rung aufgefordert sowie das Vergleichsangebot vom 29.s.2010 wiederhoft (Anlage
K 13). Am 18.10.2012ließ der Beklagte durch seine Anwälte mitteibn, dass keine Zah-
fungen erfolgen würden (K 13). Eine weitere mit schreiben vom 5.11.2012 übersandte
Aufforderung zur Abgabe einer unterlassungsverpflichfungserklärung sowie zur stel-
lungnahme auf das unteöreitete Einigungsgebot blieb ohne weitere Reaktion seitens
des Beklagten (Antage K 13),

Die Klägerin behauptet, ihre Prozessbevollmächtigten seien von ihr ordnungsgemäß
beaufuagt und bevollmächtigt sowohl in Bezug auf die erfolgten außergerichttichen Ab-
mahnungen, Aufforderungen zur Abgabe einer strafrenvehrten unterlassungserklärung
und das unteöreilen des Vergleichsangebotes als auch zur Vertretung im prozess. sie
behauptet femer, eine auf ihre Prozessbevollmäcfitigten lautende vollmacht bereits mit
dem schreiben vom 3.9.2012 den prozessbevollmächtigten des Beklagrten vorgelegt zu
haben (K 13, Bl. 92). weiterhin legt sie eine prozessvoilmacht vom 04.12.12 (Bl. 107\
sowie eine Prozessvollmacht vom 05.07.2013 (Bl. .162) vor.

Die Klägerin behauptet, dass die von den beirJen Intemet-providem jeweils auf physi-
schen Datenlrägem übermittelten lnformationen mit den gemachten Ängaben überein-
stimmen wtirden (Beweisangebot zeugnis des prozessbevollmächtigten der Klägerin)
und dass die Providerauskünfte in der Kanzlei der prozessbevollmächtigten der Kläge-
rin ordnungsgemäß veraöeitet worden seien (Beweisangebot: Inaugenscheinnahme



.es vom Intemet-Provider übermiüetten Datenträgers; Zeugnis einer Mitaöeiterin der
Prozessbevollmächtigten der Klägerin).

Die Parteien haben den ursprünglich auf unterlassung gerichteten Klageantrag zu 1 .)
übereinstimmend für erledigt erklärt.

Die Klägerin beanhagt nunmehr noc*r,

1 . (entfallen).

an die Klägerin 2.500,00 Euro nebst Znsen in Höhe von 5 prozengunhen über
dem jeu€iligen Basiszinssatr seit Rechtshängigkeit zu zahlen;

an die Klägerin weitere 1.379,80 Euro nebst Znsen in Höhe von 5 prozengunk-

ten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Der Eeklagte beantagrt,

die Klage abzuweisen.

Er behauptet, er habe am 1'1.9.2009 die behauptete RechtsverteEung nicht begangen,
diese sei aucfi nictrt vom computer des Beklagrten erfolgt. Man könne die angeblich von
dem lntemetservbeprovider erhallenen Daten nicht dem Intemetanschluss des Beklag-
ten zuordnen. Am 11.9.2009 habe er das Umgangsrecht in Bezug auf seine Kinder
auch nicht ausgeübt, so dass seine Kinder nicht db Daten der Klägerin in einer
Tauschb{irse verbreitet hätten, folglich müsse er die Rechtsverletzung selbst begangen
haben, dies habe er jedodr nicht; deshalb müsse die Datenauswertung der Klägerin
fehlerhafi galesen sein.

Der Beklagte ist der Ansicht, es handele skfi - eine bestehende Rechtsvedetzung vor-
ausgesetzt - um eine unerhebliche Rechtsverletzung und ein Massengesc*räft, das zu
missbräucfilichen Massenabmahnungen fiihre. Der Ersaü der erforderlichen Au6,ven-
dungen für die lnanspruchnahme anwaltlicher Dienstleistungen wäre auf allenfalls € 100
nach $ 97a ll UrhG zu begrenzen.

I
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-rilitber himus benrt si*r der Eeldegte q.f db Einl€d€ der Vaiährurg.

Zur VenosständQung des Taüestarrdee wird auf ffire zriscfien rbn parteieo ge-
nredrsefbn Sctnieee nebet Arlagen Bezug gemmren.
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Entscheidungsgründe

Die Klage erweist sich als zulässig und begrtindet.

t.

Die Klage ist zulässig, insbesondere konnte die Klägerin nach der Ritge des Beklag-
ten eine Prozessvollmacht nachi,eisen (S 80 ZPO).

1.) Ob die Klägerin ihre Bevollmächtigung durch die mit SchriftsaE 21.03.'t3 vorge-

legte Vollmachtsurkunde - die nur eine nicht beglaubigte Kopie oder einen Scan-

Ausdruck darstelft - nachgewiesen hat, kann im Ergebnis dahinstehen. Jeden-

falls durch db mit Schriftsatz vom 26.03.2013 vorgelegte Original-Vollmacht (An-

lage K 21) hat die Klägerin ihre Bevollmächtigung beweisen können. Die Tatsa-

che, dass diese - im Gegensatz zur ersten Vollmacht - das Datum vom

05.07.2013 kägt, steht dem nicht entgegen, da einer Partei naturgemäß unbe-

nomrnen ist, die grundsätzlich formfreie Prozessvollmacftt zu Dokumentations-

zwecken mehrfuch scfiriftlich in Urkunden zu dokumentieren.

2.) Der Beklagte hat den Vorlrag der Klägerin, die areite Vollmacht sei vom Ge-

schäftsführer der Klägerin erteilt worden, gp!! bestritten. Er hat im Schriftsatz

vom 07.08.13 lediglich mit Nichtwissen bestritten, dass die Vollmacht tatsächlich

im Verfrahren erteilt worden ist." Dies

ergibt sich jedooh eindeutig aus dem nicht handschriftlidren, sondem gedruckten

Der Beklagte hat insoreit - im Ge-

gensaE zum Vortrag hinsichtlich der ersten Urkunde - nicht ausdrücklict bestrit-

ten, dass die Unterschrifi auf der Urkunde vom Geschäftsführer der Klägerin

stammt.

3.) Die Vollmachtsurkunde als Privaturkunde erbringt im Sinne von $ 416 ZPO den

vollen Beweis dafür, dass die in ihnen enthaltenen E*lärungen von dem Ausstel-
ler abgegeben sind, mithin dass die Klägerin ihren Prozessbevollmächtigten die

Vollmacht efteill hat.



il.

Die Klage ist - soweit nicht Erledigung eingetreten ist - begründet. Auch der ursprungli-
che Unterlassungsantrag der Klägerin war begründet.

1.) Der Klägerin stand ein unterrassungsanspruch aus g 97 Abs. 1 s. 1, 2 urhG ge-
gen den Beklagiten zu, der durcür die überstimmenden Erledigungserklärungen
der Parleien erledigrt ist.

a) Die Klägerin ist aktivlegitimiert. Anderes nach dem urhebergesetz geschütz-
tes Recht im sinne des s 97 | s. 2 urhc sind insbesondere auch die in den
SS 70 tr UrhG aufgefährten Schutzrechte und damit auch das Vemertungs_
recht des Heatellers von Tonträgem im sinne des g g5 urhG, das insb€son-
dere das Recht der öffenüichen Zugängrichmachung im sinne des g rga
urhG nach s 85 | s. 1, 3. Var. urhG umfasst. Die AktMegitimation der Kräge-
rin, also ihre Befugnis, das eingeklagte Recht gertend zu machen, ergibt sich
vorliegend aus ihrer avischen den parteien unstreit(7en Inhaberschaft der
ausschließlichen Verwertungsrechte des Herstellers von Tonträgem an dem
Musikalbum darunter an der Tonaufrrahme

fdesKünsttersJ

b) Dieses Recht der Ktägerin zur ausschließlichen öffenilichen Zugänglichma-
ciung nach S 85 I S. 1, 3. Var., g 19a UrhG wurde auch vedetrt.

mittels einer
Teilnehmer eines Filesharing-Syslems über

zu diesem Zeitpunkt die lP-Adresse:

Durch das unstreitig 
"r Irr IUnr erfolgte Angebot zum

Herunterladen des Musikalbums
Filesharing-Software an andere
einen Intemetanschluss, dem

zugewiesen war, wurde in das absolute Recht zur öffenfli-
chen Zugänglichmachung der Klägerin eingegriffen.

Der Beklagte ist auch als passivlegitimierter Verletzer anzusehen. wird ein
geschütztes We* der öffenüichkeil von einer lp-Adresse aus zugänglich
gemacht, die zum fraglichen Zeigunkt einer bestimmten person zugeteift ist,
so spricht eine tatsächtiche Vermutung dafür, dass diese person für die



Rechlsverletzung verant$/orüich ist. Daraus ergibt sich eine sekundäre Dar-
legungslast des Anschlussinhabers, der geltend macht, eine andere person

habe die RechtsvedeEung begangen (BGH GRUR 2010, 633 (694) _
Sommer unseres Lebens).

Der Beklagte ist dem klägerischen Vortrag zur Ermitüung der Zuordnung der
streatgegenständlichen lP-Adresse zum Zeitpunkt der Rechtsverletzung zu
seinem Intemetansdrluss nicht mit ausreichend substantiiertem vortrag ent-
gegengetreten. Dies hat die Gestitndnisfiktion des g 139 lll ZpO in Bezug auf
die Zuordnung der lP-Adresse zu seinem Intemetanscfrluss zur Folge (Wag_
ner, in: MünchKomm, ZPO, 4. Aufl. 2013, g .l33 Rn. 19 f.; Stadler, in: Musie_
lak, ZPO,9. Aufl.2012, g 138 Rn. 10).

Auch der vom Bundesgerictrtshof angenommenen sekundären Darlegungs-
last zur Widerlegung der tatsächlichen Vermutung seiner Täterschaft auf-
grund der zugestardenen Inhaberscfraft des rechtsverletzenden Anschlusses
ist det Beklagte vorliegend nicht in ausreichendem Maße nachgekommen:
Zunächst hat die Klägerin substantiiert dargelegt, dass die streitgegensülnd-
Iiche lP-Adresse der NuEerkennung

zugeordnet vreden konnte. Sonveit der Beklagte behauptet,
dass die von der Klägerin femer ermittelten Daten weiler nichl dem An-
schluss des Beklagrten zugeordnel werden könnten (Bl. 8O), bleibt dbser Vor-
trag nach dem nach Auffassung des Gerichts nacfrvollziehbaren und wider-
spruchsfreien Vortrag der Klägerin äber die weitere endgültige Ermitüung des
Beklagten als Anschlussinhaber {iber die NuEerkennung

nach Auskunft durch den Internet-Provider des Beklaoten
unsubstantiiert. Anhaltspunke dafiir, dass diese weitere Ermittlung nicht auf
dem rechtlich hierfür vorgesehenen Weg erfolgte oder den prozessbevoll-

mächtigten der Klägerin oder auch Mitarbeitern der Auskunfl erteilenden
Providerfirmen, insbesondere des Intemet-providers des Beklagten, Fehler
bei der Bescfraft.rng, übermittlung oder Auswertung der Daten unlerlaufen
sind, sind nicht ersichtlich und vom Beklagten auch in keiner Webe näher
vorgetragen oder gehend gemacht.

1 0
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Die Täterschaft des beklagten Anschlussinhabers ist als anspruchsbegrün-

dende Tatsache nach allgemeinen zivilprozessualen Grundsätzen grundsäE'

lich vom Kläger dazubgen und gegebenenfalls zu beweisen. Zu seinen

Gunsten gilt dabei jedoch die vom BGH in der Entscheidung ,Sommer unse'

r* Lebens" gemachl,e, bereits etwähnte tatsächliche Vermutung. Den An-

spruchsgegner trifft daher eine sekundäre Darlegungslast, die allgemein

dann angenornmen werden kann, wenn sich die maßgeblichen Vorgänge im

Wahmehmungsbeeich des Prozessgegners abgespielt haben Als solche

wird die Last einer Gegenpaftei bezeichnet, sich im Rahmen der ihn nach

S 138 ll ZPO obliegenden Erklärungspfficht zu den Behauptungen der darle-

gungspflichtigen Partei zu äußem (BGH, NJW 1999, 714 (715 m. w. N.); s.

hiezu auch AG Frankturt a. M., Url. v. 29.01.2010 - 31 C 1078/09; Wagner,

in: MünctKomm,ZPO,4. Aufl.2013, $ 138 Rn.21 f.).

Eine gänzliche Umkehr der Beweislast ist damit nicht veöunden, es kann

aber vom Prozessgegner zur Vetmeidung der Geständnisfiktion aus S 138 lll

ZPO im Rahmen des Zumutbaren das substantiierte Bestreiten der behaup-

teten Tatsache unter Darbgung der für das @genteil sprechenden Tatsa-

chen und Umstände verlangt werden (s. grundsätzlich BGH, NJl r 2008, 982

(984 m. w. N.); OLG Körn, Urt. v.23. ',12.2009 - 6 U 101/09 gef, GRUR-RR

2010, 173 (174); OLG FranKurt am Main, Ud. v. 31.08.2010- 11 U 7110, ju-

ris Rn. 31;femerauch LG Köln, Urt. v. 11.9.2012-33 O 353/11, juris Rn.26

m. w. N.). Der Beklagte hat sich vorliegend nicht dazu geäußett, wer außer

ihm als Täter in Betracht kommen kti'nnle. Er behauptet lediglich, seine Kin-

der kämen im betreffenden Zeilraum als Täter gerade nichf in Frage, da er

an d'resem Tag das Umgangsrecht nicht ausgeübt habe. Der Beklagite trägrt

auch keinerlei Tatsachen vor, die zumindest gegen seine eigene Tätenchaft

im streitgegenständlichen Zeitraum sprechen.

Auch die Ausfilhrungen, dass Passwörter auch von Dritten geknackt werden

könnten, stellen insoweit keinen substantiierten Vortrag dar, sondem allge'

meinen Ausführungen, die sich nicht zu den konkreten Umständen der Nut-

zung des lntemetrugangs (2.8. durch Dritte) im Einflussbereich des Beklag-

ten verhalten.
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Angesichts dieses unzureichenden Vortrags ist daher von der Verantwort-

lichkeit des Beklagten als Täter ftlr die streitgegenständliche Rechtsverlet-

zung auszugehen.

2.) Die Klägerin hat aus g 97 Abs. 2 S. 1, 3 UrhG gegen den Beklagten einen An-

spruch auf Ersats des ihr entstandenen Schadens, den die Kammer nach g 287
ZPO auf 2.500,00 € schätzt.

a) Der Beklagte hat nämlich zumindesl fahrlässig gehandelt, da er die im Ver-
kehr erforderliche Sorgfalt außer Achl gelassen hat (S 276 Abs. 2 BGB). lm
Urheberecht gelten besorders streng€ Maßstäbe bei der Beurteilung der

Sorgfaltsanforderungen, sodass bercits eine leichte Fahrlässigkeit eine
michtverletzung begrunden l€nn (ständige Rspr., BGH - Bedienungsanwe!
sung, NJW 1992, 689 (691 f.); von Wolf, in: Wandtker'Bulinger, UfiG, 3. Aufl.
2009, S 97 Rn. 52 m. w. N.). Grundsätrlich hat der Verwerter lückentos und
umfassend über die erforderlichen Rechte filr seine Art der Verwertung zu in-
formieren und muss gegebenenfalls sachkundigen Rechtsrat einholen (von

Wolf, in: Wandtke/Bullinger, UrhG, 3. Aufl. 2009, g 97 Rn.52 m. w. N.).

Es entspricht allgemeiner Kenntnis, dass gerade und insbesondere der

"Tausch" (der tatsächlich eine Vervielfältigung darstellt) urhebenecfrtlich ge-

schü'tzter Werke über das Intemet unzulässig ist (OLG Hamburg -Anonyme

Tauschbörse, MMR 2007, 533 (534). Ein Nutzer von Filesharing-

Programmen hat sich umfassend über die technisc*re Ausgestalfurp dieser
Programme zu informieren (LG Düsseldo{ Urt. v. 24.8.2011 - 12 O 177110,
juris Rn. 23). Jedenfalb im Zeitpunkt der Verletrungshandlung, zu dem das

streitgegenständliche Musikalbum erst seit Kuzem veröfientlicht war, musste
jeder Verkehrsteilnehmer bei der Möglichkeit, ein solches Album unentgelt-

lich und ohne Einwilligung des Rechteinhabers anderen fauscfrbörsenteil-

nehmem zur Verfügung zu stellen, mindestens Zweifel an der Rechtsmäßig-

keit eines solchen Tausches bekommen.

b) Die Kammer schäEt den Schaden der Klägerin nach g 287 ZPO aul

2.500.00 €.

12
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Die Klägerin hat ihr Wahlrecfit zur Berechnungsart ftir die Schadensermitt-

lung zugunsten der Lizenzanalogie nach 5 97 Abs. 2 S.3 UrhG ausgeübt.

Hiemach kann der Schadensersatzanspruch auch auf der Grundlage des Be-

trages berechnet w€rden, den der VetbEer als angemessene Verg0tung

hätte entrichten müssen, wenn er die Erlaubnis zur Nutzung des verletzten

Rechts eingeholt hätte. Die Lizenz ist vom Ciericht nach $ 287 Abs. 1 ZPO

unter Berücksichtigung aller Umstände nach freier Übezeugung zu schä!

zen. (von Wolf, in: Wandtke/Bullinger, UrhG, 3. Auff. 2009' S 97 Rn. 74

m. w. N.).

Der Beklagte hätte vorliegend eine Lizenz für die Öffentlbhe Zugänglichma-

chung des streitgegenständlichen Musikalbums, also ftjr zwölf Titel des

deutscfi landwelt bekannten und erfolgreichen KlinsttenlJ erweöen

müssen. Hierunter befand sich äberdies der besonders bekannle Titel !

- Das Album befand sich zum Zei@unkt der streitgegenständlichen

VerleEungshandlung gerade kuz nach der Erstveröfienüichung und in der

aktuellen Ausw€rtungsphase. Angesichts des ganz erheblichen Interesses

am weiteren Vertrieb des von der Klilgerin produzierten, eingekauften und

verüiebenen Repertoires erscfreint eine fiktive Lizenz von 2.500,00 Euro ie-

denfalls nicht unangemessen.

In vergleichbaren Fällen, in denen andere Gerichte der SchadensschäEung

geltende GEMA-Tarife zugrunde gelegt haben (so etwa den GEMA-Tarif VR-

W I in LG Düsseldorf, lJrl. v. 24.8.2011 - 12 O 177110, juris Rn. 25, mit einer

fiktiven Lizenzgeb{ihr von 300 Euro pro Titel; GEMA-Tarif VRQD 5 in OLG

Köln, MMR 2012,387 (390) mit einer ftktiven Lizenzgebtlhr von 200 Euro pro

Titel), sind Schadensersatzansprüche in ähnlicfier bzw. gleicher Höhe zuer-

kannt worden.

3.) Der von der Klägerin geftend gemachte Kostenerstattrngsanspruch steht ihr

nach $ 97a I S. 2 UfiG zu. Hiernach kann der Verletzer die ftir eine berechtigte

Abmahnung erfordedichen Aufrvendungen verhngen.

a) Die von der Kanzlei Rasch ausgesprochene Abmahnung erfolgte im Aufirag

der Klägerin. Jedenfalls hat sie durcfr Zustimmung zur Prozessführung durch

die Erteilung einer neuen Vollmacht (s.o.) diese nacfiträglich genehmigt.

t 3
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b) Die Abmahnung war auch berechtigt. Berechtigrt ist eine Abmahnung, wenn
ihr ein Unterlassungsanspruch zugrunde liegt und wenn sie dem Schuldner
einen weg weist, den Gläubiger ohne Inanspruchnahme der Gerichte kragros
zu stellen (BGH -Vollmachtsnachweis, GRUR 2010, 1120 (11211:Kefferpütz,
in: Wandtke/Bullinger, UrhG, 3. Aufl. 2009, g 97a Rn.6 m. w. N.). Entgegen
der Aufiassung des Bekragten war das Abmahnschreiben vom 2g.s.20.r0 be_
rechtigt und erfolgte ordnungsgemäß. s i74 s. 1 BGB ist auf eine mit einer
unterwerfungserkrärung veöundene Abmahnung weder direkr noch anarog
anwendbar (BGH -Voltmachtsnachweis, GRUR 2010, 1120 (1,t21)m. w. N.).
Es besteht aucfi keine Veranrassung, die einheiiliche Erkrärung des Gräubi-
gers in eine geschäftsähnriche Handrung (Abmahnung) und ein Vertragsan-
gebot (Angebot auf Abschruss eines unterwerfungsvertrags) aufzuspalten
und auf erstere die Bestimmung des S 174 S. 1 BGB anzuwenden.

Zum Bestehen des Unterlassungsanspruches wird auf die bereiß gemachten
Ausführungen venriesen- Andere Frnhaltspunkte, aus denen sich die Nicht-
berechtigung der Abmahnung ergeben könnte, sind vorriegend nicht ersicht_
lich.

Entgegen der Auffassung des Beklagten ist der Aufivendungsersatz auch
nicht nach $ 97a Abs. 2 UrhG a.F. zu begrenzen; die Klägerin kann Ersatz
der erforderlichen Aufrvendungen in voller Höhe nach g 97a I S. 2 UfiG ver_
langen.

Nach $ 97a Abs. 2 UrhG a.F. ist der Ersatz der erforderlichen Aufiarendungen
frir die lnanspruchnahme anwanricher Diensüeisfungen für die erstrnarige
Abmahnung in einfach gelagerlen Fällen mit einer nur unerheblichen Rechts_
verletzung außerhalb des geschäftlichen Verftehrs auf 100 Euro begrenä.
Damit diese Beschränkung eingreift, müssen die vier genannten vorausset-
zungen kumulativ erfillll sein (Kefferpütz. in: Wandtker'Bultinger, UrhG,
3. AtrR.2009, g 97a Rn. 34).

Das Vorliegen einer vom Beklagten geltend gemachten, nur unerheblichen
RechbverleEung im vortiegenden Falt durch ein Massengeschäft Abmah_



'7 ) , F - * " '

14

nungen, ftlr das der Beklagte darlegung+ und beweispflichtig wäre (Keffer-
pü8, in: Wandtke/Eullinger, 3. Arrfl. 2009, UrhG, g 94a Rn. 34) kann offen
bleiben, da jedenfalls kein einfach gelagerter Fall im Sinne des g 97a Abs. 2
UrhG vorliegt. Einfach gelagert ist ein Fall dann, wenn er nach Art und Um-
fang ohne größercn Aöeitsaulifland zu beaöeiten ist, also zur Routine ge-

hört. (Bl-Drucks. 16/5048, S.49; Ewerttuon HarE, MMR 2009, 84 (87); (Kef-

ferpütz, in: Wandtker'Builinger, 3. Aufl. 2009, UrhG, g 97a Rn. 35). Schon
ausnreislich der GeseEesbegründung solten für die Ermiülung der Rechtsver-
letzung noturendige Kosten jedenfalls zusätzlich zur Pauschale von 100 Euro
anfallen, wie dies et$,a bei der Ermittlung des hinter einer lp-Adresse ste-
henden Verletzers der Fall ist (BT-Drucks. 16/5048, S. 49; s. hiezu auch
Spindler, in: Spindler/Schuster, Recht der elektronischen Medien
2. Auflage 2011) und auch vorliegend, wie von der Klägerin dargetan, not-
wendig war. Darüber hinaus stelhe sich db Ermitflung der streigegenständl!
chen lP-Adresse sowie des Inhabers der Nutzerkennung auch als tatsächlich
mindestens langwierig und umständlich für die Klägerin dar. Femer erforder-
te die entsprechende, rechtlich konekte Ermittlung der lp-Adresse im vorlie-
genden Fall über die Veruendung von Verkehrsdaten im Sinne des g 3
Nr. 30 TKG nach g 10'l Abs. 9 UrhG erhebliche rechfliche Spezialkenntnisse.

Darüber hioaus wurde die RechtsverleEung auch keineswegs eingeräumt,
vielmehr die Tätersctaft b€stritten. Zumindest zum Zeitpunkt der Abmahnung
war die Haftung von Personen im Intemet, etwa die des Intemetanschlussin-
habers oder auch die von Familienangehörigen heftig umstritten und stellt
auch höhere Anforderungen an den beratenden Anwaft (so auch EnerWon
HarE, MMR 2009, 84 (87)). Dies alles rechtfertigt das Absehen von der vom
Kläger geltend gemachten Anspruchsbegrenzung nach g 97a Abs. 2 UrhG
a.F.

d) Der Anspruch ist auch in der geltend gemachten Höhe begrtindet. Der von
der Klägerin ftir die Berechnung des Kostenerstattungsanspruch€s zugrunde
gelegte Gegenstandswert von 50.000,00 Euro für die Unterlassung der öf-
fentlichen Zugänglichmachung eines in der Verwerlungsphase befi ndlichen
Musikalbums eines deutschlandweit bekannten Künstlers ist auch angemes-
sen (s. vergleichsweise nur OLG Köln, MMR 2010,281 (282)i LG Düssetdorf,

' t5
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Beschl. v. 25.2.2011 - . 12 O 7U11, juris). $ 97a Abs. 3 S. 2 Urhc n.F. ist im
vorliegenden Fall nictt anwendbar, da der Gebührenansprucfi des Rechts-
anwafts mit der Beauflragung entstanden ist, die vor Inkrafttreten des neuen
Gesetzes erfolgte.

Auch die Zugrundelegung einer 1,3 Gebühr nach Nr. 2300 RVG W begeg-

net als Regelgebühr keinerlei Bedenken und ist nicht unbillig (OLG Köln,

MMR 2010, 281 (282) sovrie BGH -Vollmachtsnachweis, GRUR 2010, 1120
(1122\).

4.) Die Einede der Verjährung des Beklagrten geht ins Leere, ureil eine solche nicht
vodlegt. Nach $ 102 S. 'l UrhG sind die SS 194 fi. BGB auf die Ansprtiche des
UrhebergeseEes anwendbar. Die regelmäß[e Verjährungsfrbt bestimmt sich
demnach nach den SS 195, 199 BGB. Sie beträgt nach S 195 BGB drei Jahre
und beginnt nach $ 199 Abs. 1 Nr. 1 und 2, 1.Var. BGB mit dem Sdrluss des
Jahres, in dem der Anspruch enbtranden ist und der Gläubiger von den an-

spruchsbegrtindenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis er-
langt hat (Bohne, in: Wardü<e/Bullinger, 3. Aufl. 2009, UrhG, g 102 Rn.6). Vor-

liegend ist dies der Schluss des Jahres 2010. lm Jahr 2010 erlangüe die Klägerin

Kenntnis nicht nur von der RechtsverleEung, sondem auch von der Person des

Beklagten, denn erst im Jahre 2010 war ihr die endgültige ldentifikation des Be-

klagten durch db letäe Auskunft seines Intemet-Providers möglich. Demnach

fiefe die regelmäßip Vedährungsfiist nach $ 195 BGB noch bis zum 31.12.2013.

Die Klage wurde jedoch ohnehin nach S 261 Abs. 1, $ 253 Abs. I ZPO mit Zu-

stelfung an den Beklagrten rechtshängig, die- am 28.12.2012 erfolg'te. Demnach

ist die Ve{ährung der Ansprüc*re der Klägerin vorliegend jedenfalls nach $ 187 |

BGB analog seit dem 29.12.20'12 gehemmt.

Andere Anhattspunkte, die die Annahme derVe.jährung rechtfertigen wilrden, für

die der Beklagte als Schuldner darlegungs- und berveispflictrtig rrdre (Grothe, in:

MünchKomm, BGB, 6. Aufl. 2012, $ 199 Rn.42), lassen sich dem Vortrag des
Beklagten nicht enhehmen.

5,) Anhaltspunkte für einen Rechtsmissbrauch sind nicht ersichtlich. Die Behauptun-

gen des Beklagten erfolgen vielmehr ins Blaue hinein und sind daher unbeacit-
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ttcfi. Alleine die Tatsache jedenfalls, dass ein Rechteinhaber massenhaften
RechtsverleEungen mit massenhaften Abmahnungen entgegenffi, kann einen
Rechtsmissbrauch nicfi t begrunden.

6.) Die geltend gemachten Zinsen stehen der Klägerin nach gg 291, 288 Abs. 1 S. 2
BGB i. V. m. g 261 Abs. 1, S 253 Abs. I ZPO, S 187 Abs. 1 BGB anatog ab dem
Tag nach der Zustellung der Klage, dem 29.12.2012, zu.

l[.

Die Kostenentscheklung folgt aus SS 91 | S. 1, 91 a ZPO.

Hinsichtlich des für erbdigt erklärten Teils der Klage waren dem Beklagten nach bil-
ligem Ermessen unter Berucksichtlgung des Sach- und Streitstandes die Kosten auf-

zuerlegen, da er insoucit voraussichtlich unterlegen wäre (s.o.)

Auch ist insoweit unter Billigkeitsgesichtspunkten nicht der Grundgedanke des g 93

ZPO reziprok anzuwenden. S 93 ZPO kommtdann zum Tragen, wenn das Vefialten

des Beklagten vor Prozeßbeginn ohne Rilcksicht auf Verschulden und materielle

Rechtslage gegenüber dem Kläger so war, dass dieser annehmen musste, er werde

ohne Klage nicht zu seinem Recht kommen. Der Beklagte hat in seiner Reaktion auf

die Abmahnung vortragen lassen 1r4nlsgg K 12), er habe keine geschtitrten Werke

in sog. Tauschbörsen unerlaubt veruertet. Damit war für den Kläger deudich, dass

der Beklagte - unabhängig von der Frage der Vollmacht - eine Unterlassungsed(lä-

rung nicht abgeben wollte.

Die Entscheidung bezilglich der vorläuftgen Vollstreckbarkeit folgt aus S 709 S. 1

zPo.
Die StreitwertfestseEung beruht auf g 3 ZPO.

Dr, La Corte Dr. Hasse

15. Novernber 2013
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